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erzeugnisbezogener Aufwandskoeffizienten, die Rich­
tigkeit der ihnen von den am Bilanzierungsprozeß Be­
teiligten zur Planung und Begründung des Aufkom­
mens und der Verwendung vorgelegten Normen und 
Kennziffern zu prüfen und bei der Bilanzierung zu be­
rücksichtigen.

(4) Das Ministerium für Materialwirtschaft hat 
Grundsätze für die Ausarbeitung, Einführung und 
Durchsetzung von Normen und Kennziffern der öko­
nomischen Materialverwendung und Vorratswirtschaft 
zu erlassen sowie die Kennziffern schrittweise zu einem 
System staatlicher Normative der Materialökonomie zu 
entwickeln. Die in der zentralen staatlichen Planung 
anzuwendenden Normative sind vom Ministerium für 
Materialwirtschaft in Abstimmung mit der Staatlichen 
Plankommission den Ministerien und anderen zentra­
len Staatsorganen vorzugeben.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für er­
zeugnisbezogene Normen und Kennziffern zur Siche­
rung der notwendigen Produktion und Vorratshaltung 
von Ersatzteilen für Finalerzeugnisse.

§ 6
Bilanzierungsgrundlagen und Bilanzinformationen

(1) Grundlagen der Bilanzierung von Materialien, 
Ausrüstungen und Konsumgütern sind insbesondere
— die Ergebnisse der volkswirtschaftlichen Analysen 

und die sich aus der Prognosetätigkeit ergebenden 
Schlußfolgerungen,

— staatliche Plankennziffem, Vorgabebilanzen und Bi­
lanzvorgaben der Fünfjahr- und Jahresvolkswirt­
schaftsplanung,

— zwischenstaatliche Abkommen und Vereinbarungen 
über die sozialistische ökonomische Integration der 
Mitgliedsländer des Rates für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe,

— technisch und ökonomisch begründete Normen und 
Kennziffern zur Bestimmung des Bedarfs und des 
Aufkommens und seiner Verwendung,

— die Ergebnisse der eigenen Markt- und Bedarfsfor­
schung,

— abgeschlossene Kooperationsvorbereitungsverträge, 
Liefer- und Leistungsverträge und andere wirt­
schaftsrechtliche Vereinbarungen (z. B. Koordinie­
rungsvereinbarungen) sowie vorliegende Vertragsan­
gebote und Bestellungen.

(2) Zur Bilanzierung materialwirtschaftlicher Pro­
zesse sind weiterhin anzuwenden
— das Bilanzverzeichnis,
— die Liefer- und Leistungsverzeichnisse der Produ­

zenten,
— die Sondernomenklatur der Staatlichen Plankommis­

sion,
— der Erzeugniskatalog für Konsumgüter.

(3) An die bilanzierenden Organe sind liefer- und 
verbraucherseitige Bilanzinformationen gemäß der im 
Bilanzverzeichnis geregelten Informationspflicht sowie 
entsprechend der von der Staatlichen Plankommission 
festgelegten planmethodischen Bestimmungen zu über­
geben.

(4) Wesentliche Veränderungen des Aufkommens 
bzw. des Bedarfs sind von den Produzenten bzw. Ab­
nehmern unverzüglich den bilanzierenden Organen 
mitzuteilen und gemäß den §§ 4 und 5 sowie Abs. 1 zu

begründen. Das bilanzierende Organ ist verpflichtet, 
nach Überprüfung der Information die notwendigen 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Übereinstim­
mung zwischen Aufkommen und volkswirtschaftlich 
begründetem. Bedarf gemäß den §§ 7 bis 9 einzuleiten.

(5) Die bilanzierenden Organe sind nicht berechtigt, 
durch allgemeine Bedarfsumfragen Bilanzinformationen 
einzuholen.

(6) Eine Bedarfsmeldung seitens der Abnehmer er­
folgt durch eine Bestellung, soweit nicht die Fortfüh­
rung bestehender vertraglicher Beziehungen erfolgt. 
Die Produzenten haben das zuständige bilanzierende 
Organ über den Eingang von Bestellungen und über 
den Stand des Abschlusses und der Erfüllung von Wirt­
schaftsverträgen als Bestandteil der lieferseitigen In­
formationen für die Planung und Abrechnung zu in­
formieren. Ergeben sich hieraus Auswirkungen auf 
staatliche Aufgaben bzw. staatliche Planauflagen für 
das zur Inlandsverwendung geplante Aufkommen, sind 
gemäß den §§ 8 und 9 die erforderlichen Entscheidun­
gen zu treffen bzw. herbeizuführen.

§7
Ausarbeitung und Abstimmung der Bilanzen

(1) Die bilanzierenden Organe sind verpflichtet, kon­
tinuierlich an der Lösung der Bilanzprobleme zu arbei­
ten. Sie haben auf der Grundlage des Fünf jahrplanes 
Vorbilanzen für das Folgejahr des zu planenden Jah­
res hinsichtlich der Mindestgrößen des Bedarfs und Auf­
kommens sowie der Verwendung zu erarbeiten. Sie ha­
ben entsprechend den von der Staatlichen Plankommis­
sion mit den planmethodischen Bestimmungen festge­
legten Terminen die Bilanzabstimmungen durchzufüh­
ren, die Bilanzen auszuarbeiten und den bilanzbestä­
tigenden Organen vorzulegen. Für die Vorbilanzierung 
im Verantwortungsbereich des Rates für Landwirt­
schaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft 
gelten die Fünfjahrplanbilanzen als Vorbilanzen.

(2) Als Ergebnis der Vorbilanzierung legen die für 
die Material-, Ausrüstungs- und Konsumgüterbilanzie­
rung entsprechend § 3 Abs. 1 Ziffern 2 und 3 verant­
wortlich bilanzierenden Organe (mit Ausnahme des Ra­
tes für Landwirtschaftliche Produktion und Nahrungs­
güterwirtschaft) die für das Folgejahr des zu planen­
den Jahres erarbeiteten Vorbilanzen dem übergeord­
neten Organ bzw. der Staatlichen Plankommission zur 
Information vor. Die Einreichung der Vorbilanzen für 
das Folgejahr hat zu den in den planmethodischen Be­
stimmungen festgelegten Terminen zu erfolgen. Die bi­
lanzierenden Organe sind verpflichtet, neu auftretende 
Probleme, die bereits übergebene Vorbilanzen wesent­
lich verändern, dem übergeordneten Organ bzw. der 
Staatlichen Plankommission unverzüglich zur Kenntnis 
zu geben.

(3) Für die Ausarbeitung der Bilanzen gemäß § 3 
Abs. 1 Ziffern I und 2 haben die Staatliche Plankom­
mission, die Ministerien und anderen zentralen Staats­
organe auf der Grundlage der Ergebnisse der Vorbi­
lanzierung gemäß Abs. 2 Vorgabebilanzen auszuarbei­
ten. Diese sind den Staats- und Wirtschaftsorganen als 
staatliche Aufgaben zu übergeben.

(4) Als Bestandteil der staatlichen Aufgaben für die 
Ausarbeitung der Jahresvolkswirtschaftspläne erhalten 
die bilanzierenden Organe für die Ausarbeitung der Bi­
lanzen gemäß § 3 Abs. 1 Ziff. 3 von den büanzbestäti- 
genden zentralen Staatsorganen entsprechend den Volks-


